
Tischvorlage

I. Gesetzlich Anderungcn der AO

1. Gesetzliche Konkretisierung der Aufzeichnungspflichten

Einführung eines § l46a AO-E zur Aufzeichnung von Einnahnen und Ausgaben mitteb elektronischer

A ufz ei c hnungs sy s ten e :

,,§ 146a Ordnungsvorschtifl lüt die Buchllhrung und lür Aulzeichnungen millels elekltunischer
Aulzeichnungsslsleme

(1) )tler aufzeichnungspflichtige Geschd/inor/iille oder andere Vorgdnge mit Eilfe eines

elelaronischen Aufzeichrrungssystems erfqsst, darf ausschlie§lich solche technischen Sysleme und
Bestandteile nqch dem jeweiligen Stand der Technik einsetzen, diejeden Geschäfisvor/all oder anderen

Vorgang, der das System anspricht, einzeln und foxtaufend aufzeichnen- 2Das elektronische

Au/zeichnungssystem ist durch eine technische Sicherheitseinrichtung zu schützen, die die
Unverdnderbarkeit der Aufzeichnungen gew?ihrleistet und die Nachprü/barkeil sicherstellt.

Q) 
tDie Anforderungen on die technische Sicherheißeiwichtung ul)ssen der Rechtsverordmn! nach

Absaz 3 enßprechen 'Die Einhahung der Anforderungen ist vom Bundesamt Iür Sicherheit in der
Informalionstechnik gemöf der Rechtsverordnung noch Absalz 3 Nr. 2 feslzustellen.

(3) Das Bundesninisterium der Finanzen wird ermdchtigt, durch Rechßverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates und im Benehmen mil dem Bundesministerium des Innern und des Bundesninisterium

rt'b Wittschaft und Energie

I . die Einzelheiten der lechnischen Sicherheitseinrichrung zu beslimmen und

2. die Einzelheiten des Prüfierfahrens nach § l46a Abs. 2 Satz 2 zu regeln.

2.Yerurdnung

§l techtrischeSicherheitseinrichtung
'Die technische Sicherheitseinrichtung dient dem Schutz der Integrität und Authentizität sowie der

Vollständigkeit von aufzeichnungspflichtigen Vorgängen oder anderen Vorgänge im Sinne des § l46a

Absatz 1 Satz I der Abgabenordnung im elektronischen Aufzeichnungssystem. 2Die technischo

Sicherheiseinrichtung besteht aus eioem Sicherheitsmodul, einem Speichermedium und eioer

Prüfsoftware-

§ 2 Protokollierung von aufzeichnungspflichtigen Vorgängen oder anderen Vorgänger im

Sinne des § l46a Absatz 1 Satz I der Abgabenordnung
rFürjeden aufzeicbnungspfliohtigen Vorgang oder anderen vorgang im Sinne des § 146a Absatz I

Satz I der Abgabenordrung muss von einem elektronischen Aufzeichnungssystem unmittelbar eine

neue Transaktion gestartet werden. 2Die Transaktion hat zu enthalten:

l. den Zeipunkt des Vorgangsbeginas,

2. eineeindeutige,fortlaufendeTransahionsnummer,

3. die Art des Vorlangs,

4. die Daten des Vorgangs,
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5. deo zeitpunkt der vorgangsbeendigung oder des Vorga:rgsabbruchs und

6. einen Prüfivert.
3Die Zeipuukte des Vorgangsbeginns und der Vorgangsbeendigung oder das Vorgangsabbruchs sowie

die Transakionsnummer und der Prüfiy€rt werden manipulationssicher durch das Sicherheitsmodul.

festgelegt. 
4Die Transallionsnummer ist so beschaffen, dass Lücken in Transakionsaufzeichnungen

erkennbar sind.

§ 3 Speicherung des Kassenjournals
lDas Kassenjoumal, das eine vollständige Verkettung aller Transaktionen eines Zeihaums enthalten

muss, muss regelmäßig auf einem nichtflüchtigen Speichermedium gesichert \verden. zDer

Steuerpflichtige hat geeigDete Vorkebnrngen zur Verfügbarkeit des Kassenjoumals zu treffeo.

§ 4 Prüfsoftware
(l) rDer Herstetler eines elektrodschen AuEeichnungssystems stellt [den Fimnzbehörden] kosten-frei

eine Prüfsoftware mit digitaler Schnittstelle zur Verfügung. 2Die Prüfsoftware validiert die

Aufreichnungen des elekkonischen Auft eichnungssystems

1 . auf die Vollständigkeit der Transaktionen über die fordaufende Trarsaktionsnummer,

2. die Korrel«heit des Prüfuertas jeder Transaktion und

3. die zeitliche Konsistenz der TransaktioneD.

'Die P.üßoftware stcllt die einzelnen Transaliionen zusammen mit dem eindeutigen Präfergebnis dar.

(2) Definilion der digitalen Schtrittstetle /Datensazbeschreibung

§ 5 Anforderungen är die Technische Sicherungseinrichtung
Das Bundesamt für Sicherheit in dsr ldormationstechnik tegt in Technischen Richtlinien und

Schutzprolilen die Anforderungen an das Sicherheitsmodul, zur Speicherung des Kassenjoumals und

der Prüfsoftware nach dem Stand der Technik fest.

§ 6 Zerlifuierung
(1) tDie Systemkomponenten, deren Zertifizierung verpflichtend ist, ergeben sich aus xxxx. 2Die Art
und Einzelheiten der Zertifizierung sind den technischen Richtlinien des Bundesamtes für Sicherheit in
der Informationstechnik zu entnehmen-

(2) Für die Zertifizieruug gilt § 9 das BSI-GeseEes vom 14. August 2009 (BGBI. I S. 2821) sowie die

BSl-Zertifizierungs- und -Anerkennungsverordnung vom 17 . Dezember 2014 (BGBI. i S. 2231) in der
jeweils geltenden Fassung.

(3) rDie Kosten der Z,erlofrzierun|igüePt der Ar:tagsteller. 2Die Bsl-Kostenverofdnung vom 3. M&z
2005 (BGBI. I..S. 519) in derjeweils geltenden Fassung find€t Anwendung.

3. Einfilhrung einer Kassen-Nachschau

r Einfügung eines neuen § 146b AO-E

,,§ 146b Kassen-Nachschau

(!) Zü PrüItng der Ordnungsmdsigkeit von Kasseneinnahmen und Kassenausgaben können die danit
betrauten Amtstrdger der Finqnzbehörde ohne vorherige Ankündigung und aa$erhalb einer Au$enpru/ung,

wdhrend der Gescfuqf*- und Arbeißzeiten Grundstl)cke oder Geschaftsrdume von Steuerpflichtigen betrelen

(Kass en-Nachschat).

(2) t Die von der Kassen-Nacluchau betroflenen Steuerpflichtigen hqben dem damit betrauten Amtstrdger auf
Verlangen Aulzeichnungen vorzulegen, Aush)nfie zu erteilen. 2liegen die in Satz I genannten Aufzeichnungen in
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eleklronischer Fort vor, isl der Amtsttdget berechtigt, diese einzusehen oder zu verlange4 dass sie at{ einem
maschinell auswertbaren Datentröger zur Verfiigung gestellt werden. 3 Die Kosten trtigt der SteuerpJlichtige.
(3) Il{enn die bei der Kassen-Nachschau getroffenen Feststellungen hierzu Anlass geben, kann ohne vorherige
Prüfungsanordnung (§ 196) zu einer Aulenprulung nach § l9j übergegangen werden.2Auf den übergang zur
A u! e np rn/ung w ir d s chr iftl i ch h i ngew i es en. "

4. Datenzugriffder Finanzvenvaltung auf bei Dritten gespeicherte Aufteichnungen des §teuerpflichtigen
. Ergänzung § 147 Absatz 6 um einen neuen Salz 3. Der bis[erige Satz 3 wird Satz 4.

(6) 'Sind die Unterlagen nach Absatz 1 mit Hilfe eines Datenverarbeihmgssystems erstellt worden, hat die

Finanzbehörde im Rahmen einer Außenprüfung das Recht, Einsicht in die gespeicherten Daten zu nehmen und
das Datenveraöeihmgssysiem zur Prüfung dieser Unterlagen zu nutz€n. 'Sie kaon im Rahmen einer
Außenprüfirng auoh verlangen, dass die Daten nach ibren Vorgaben maschinell ausgewertet oder ihr die
gespeicherten Unterlagen und Auüeicbnungen auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung
geslelll werdet3 Befinden sich Daten nach Absatz I bei einem Dritten, so hat dieser der Finqnzbehörde Einsicht
in die gespeicherlen Dalen zu gewdhren hzw. die Daten nach den Vorgaben der FinqnzbehOrde maschinell
auszu\/erten oder ihr die gespeicherten Unerlagen und Aufzeichnungen au/ einem maschinell verwertbarcn
Datentrdger zt[ Yer/ügung zu stellen.4Die Kosten trdgt der Steuerp/lichtige.

5. Verschärfung der Sanktionsmöglichkeiten § 379 Absatz 1 und Absatz 2 AO

JKIärung mit BMJV noch nicht abgeschlössenl

"§379 Steuergefährdung
(1) lOrdnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichdertig

1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht uorichtig sh4
2. Belege gegen Entgelt in den Verkebr bringt,

3. nach Gesetz buchungs- oder aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorliille odor
Betriebsvorgänge nicht oder in tatsächlicher Hinsicht uorichtig aufzeichnet, verbucht oder
vertuohen lässt,

4. ein eleklronisches Aufzeichnungs»slem einselzt, dqss nicht den Voraussetzungen des §
l46a en*pricht oder

5. Sofitwarc in den Yerkehr bringt oder bewirbt, die bei einem eledronischen
Aurteichnungssystem nach § 146a bewirkl, dass die Anforderungen dieser Yorschrift nicht
oder nicht yollstdndig ey' llt werden

und dadurch ermöglicht, Steuem zu verktirzen oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile zu erlalgen
2Satz I Nr. I gilt auch danrL wenn Einfrrhr- und Ausfuhrabgaben verkürzt w€rden köanen, die von
einem anderen Mitgliedstaat der Europiüschen Union verwaltet werden oder die einem Staat zustehe&

der frr Waren aus der Europäischen Union auf Grund eines r{ssoziations- oder Präferenzabkornmens

eine Vorzugsbehandlung gewäbrt; § 370 Abs. 7 gilt entsprechend. 3Das Gleiche gilt, wenn sich die Tat
auf UmsaEsteuem bezieht, die von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union verwaltet
werden.

(4) Die Orclaungswidrigkeit nqch Absatz I Satz I Nr. I und 2, Absolz 3 kaDn mit eincr Geldbuße bis zu

5 000Euro und die Ordnungswidrigkeit nach Absotz t Satz I Nr.j bis 5 mil einer Geldbufe bis zu

25 000 Euro geahl,det werden, wenn die Handlung nicht nach § 378 gealmdet werden kann."

Begrlindung:
. Eine naohträgliche Manipulation von bereits aufgezeichneten oder gebuchlen Geschäftsvorf:illen (2. B.

durch den Einsatz von Manipulationssoftware) könnte unter den bereits bestehenden

Steuergefährdungstatbestand nach § 379 Abs. I Satz 1 Nr. 3 AO subsumiert werden, wenn die Nr. 3 um
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das wort ,iufzeichnet," ergdrzt wird. Ein Verstoß gegen die neu eingefühte
Einzelaufzeichnungspflicht nach § 146a Satz 1 AO würde dann aBch diesem
Steuergefihrdungstatbestand nach § 379 Abs. 1 Satz I Nr. 3 AO unterfallen.

§ 146a Sätze 1 bis 4 AO-E sehen nunmehr.das Vorhandensein von Maßnahmen zum Schutz vor
Manipulationen vor. Ein Bußgeld bei Feh.len oder bei ,,Unzulänglichkeit" derartiger Maßnahmen
(Unveränderbarkeit oder Nachprüfbaikeit) sieht die Abgabenordnung nicht vor. Es wäre ein neuer

Steuergefihrdungstatbestand zu schaffen - neue Nummer 4 in § 379 Absatz 1 Satz l.
Das Inverkehrbringen oder Bewerben von Manipulationssoftware, mit dessen Hilfe steuerrelevante

Daten yerändert, gelöscht oder unt€rdrückt werden können, soll einen neuen

Steuerge{ährdungstatbestand darstellen, der unter Nummer 5 in § 379 Absatz 1 Satz 1 gefasst wird.
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